
Nahverkehrssystems und
der Regionalanbindung in
der Metropolregion. Dafür
wird jetzt immer klarer: Der
sogenannte „Austermann-
Plan“ zur Nahverkehrsan-
bindung in der Metropolre-
gion war reine Wahlkampf-
fassade. Berlin streicht den
Ausbau der S4, und die
Sanierung des Nord-Ostsee-
Kanals gerät auf die lange

Verschiebebank.

4. Die Bundesregierung war
ein linkischer Ausputzer für
das Land. Nachdem
Schwarz-Gelb in Kiel die
Universität Lübeck an die
Wand fahren wollte, trat
Schwarz-Gelb in Berlin als
Ausputzer in letzter Minute
auf den Plan. Nur mit wel-
chen Folgen für die Wissen-
schaftsorganisation und die
hoch angesehene Meeres-
forschung in Schleswig-
Holstein? Und nachdem
Schwarz-Gelb in Kiel die

Minderheiten unter Feuer
genommen hatte, sollte
Bundesgeld die Scharte
wieder auswetzen. Doch mit
welchen andauernden Dis-
kriminierungen für die däni-
sche Minderheit in Deutsch-
land und die deutsche Min-
derheit in Dänemark ist

dies verbunden?

5. Die Bundesregierung hat
der Zukunft in Schleswig-
Holstein Bärendienste er-
wiesen. Um der Atomlobby
zu gefallen, wurden die
Laufzeiten für die Reakto-
ren in Brunsbüttel, Krüm-
mel und Brokdorf verlän-
gert. Mit dieser Zukunfts-
bremse wird das Umsteuern
auf Erneuerbare Energien
und Energieeinsparung
massiv gestört. Und Schles-
wig-Holstein lebt länger mit
der Unsicherheit von Risiko-
Kraftwerken und Atommüll-

produktion.

- Fortsetzung auf Seite 2 -

Schwarz-gelbes Desaster im Quadrat
Von Ernst Dieter Rossmann

-
Dass Schwarz-Gelb in Kiel
eine desaströse Politik für
Schleswig-Holstein macht,
muss den Menschen nicht
groß erklärt werden. Auch
wenn Schwarz-Gelb in Kiel
jetzt den Carstensen-
Kubicki-Haushalt durch das
Parlament gebracht hat,
wissen die Schleswig-Hol-
steinerinnen und Schles-
wig-Holsteiner, dass hier
kein Segen drauf liegt. Was
hat Schwarz-Gelb in Berlin
aber für das Land getan?
Oder besser: Was hat es

dem Land angetan?

1. Die Bundesregierung
war teuer für das Land.
Allein 130 Millionen Euro
haben das Land und die
Kommunen die teuren
Klientelgeschenke an Mö-
venpick-Hoteliers und rei-
che Erben gekostet. Auch
wenn Schwarz-Gelb davon
nichts mehr hören will: Die
von Schwarz-Gelb selbstge-
grabenen Haushaltslöcher
sind da und sie haben
selbst auch nicht die Kraft,

diese Löcher wieder zuzu-

schütten.

2. Die Bundesregierung
war sozial ungerecht zum
Land. Die Streichung von
Elterngeld für Familien, die
Arbeitslosengeld II bezie-
hen, macht mehrere tau-
send arme Familien in
Schleswig-Holstein noch
ärmer. Das gleiche gilt für
die Kürzungen beim Wohn-
geld, bei den Rentenzu-
schüssen und bei der Ar-
beitsmarktförderung. Den
Armen nehmen und den
Reichen geben: Damit hat
Schwarz-Gelb die soziale
Spaltung auch in Schleswig

-Holstein vertieft.

3. Die Bundesregierung
war ernüchternd für das
Land. Was hatte Schwarz-
Gelb nicht alles in Aussicht
gestellt, von der zügigen
Sanierung des Nord-Ost-
see-Kanals und der Schleu-
sen bis zum Ausbau des
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teln mehr für den däni-
schen Schulverein und we-
niger für die deutsche Min-
derheit hätten ausgegeben
werden können – Dynamit
für die Solidarität der Min-
derheiten! Diese politische
Absicht von Schwarz-Gelb
lag auf der Hand, da dem
dänischen Schulverein von
der Kieler Landesregierung
insgesamt 4,7 Mio. Euro

gekürzt werden sollten.

Wir Sozialdemokraten ha-
ben es in der Sitzungs-
Hektik immerhin noch ge-
schafft, einen klärenden
Haushaltsvermerk für 2011
aufzunehmen, der die Leis-
tungen an die einzelnen
Minderheiten festschreibt,
damit kein Zwist zwischen
den Minderheiten auf bei-
den Seiten der Grenze ge-
schürt wird. Schlimm ist:
Damit haben CDU/CSU und
FDP zwar per Bundeshaus-
halt 2011 der Kieler Lan-
desregierung bei einer Kür-
zung von Landesmitteln
„aus der Patsche geholfen“
- aber was wird 2012? Wir
Sozialdemokraten stehen
für eine verlässliche Min-
derheitenförderung und
wollen nicht, dass sich die
Koalitionsfraktionen in Ber-
lin und Kiel in einem unwür-
digen Ping-Pong-Spiel aus
ihrer Verantwortung steh-

len. Bettina Hagedorn

tragt, was Schwarz-Gelb
zusammen mit den Grünen

ablehnte.

Immerhin ist die Koalition
angesichts des politischen
Drucks von deutscher wie
dänischer Seite letztlich
insoweit „eingeknickt“, dass
sie die Absenkung zumin-
dest in Höhe von 500.000
Euro rückgängig gemacht
hat, wofür sie dann die Un-
terstützung aller fünf Frakti-
onen erhielt. Fazit: Es bleibt
im Bundeshaushalt bei ei-
ner massiven Kürzung für
die deutsche Minderheit in
Nordschleswig um 250.000
Euro gegenüber 2008 und
um einer Mio. Euro gegen-

über 2009/2010.

Zukünftige
Finanzierung nicht

gesichert

Als „Überraschungscoup“
präsentierte Schwarz-Gelb
dann als Tischvorlage einen
neuen Änderungsantrag,
der den Titelzweck der
„sozialen und kulturellen
Förderung der deutschen
Volksgruppe in Nordschles-
wig“ auf den Dänischen
Schulverein pauschal aus-
weitete und den Ansatz um
3,5 Mio. Euro erhöhte –
ohne jede Zweckbindung
der Mittel, so dass von den
insgesamt in dem Titel zur
Verfügung stehenden Mit-

Im Regierungsentwurf des
Bundeshaushalts 2011 war
die Förderung der deut-
schen Minderheit überra-
schend um 1,5 Mio. Euro
gekürzt worden. Das veran-
lasste die SPD-Landes-
gruppe in Kontinuität einer
verlässlichen Minderheiten-
politik auf Grundlage der
Bonn-Kopenhagener-Erklä-
rung, am 7. Juli die Staats-
ministerin im Auswärtigen
Amt Cornelia Piper (FDP) im
Plenum des Bundestages
über eine Dreiviertelstunde
durch hartnäckiges Nach-
fragen zur Minderheitenför-
derung öffentlich ins Kreuz-

verhör zu nehmen.

Am 30. September trafen
wir Bundestagsabgeordne-
ten uns mit Vertretern bei-
der Minderheiten im
Reichstag, um uns strate-
gisch abzustimmen, denn
auch im Kieler Landtag
standen zeitgleich millio-
nenschwere Kürzungen bei
der dänischen Minderheit
auf der Tagesordnung. Be-
schwerden über die Kürzun-
gen erreichten uns Abgeord-
nete in Berlin und Kiel via
Telefon, Brief, E-Mail, in
Gesprächen und über die
Presse. Die Empörung war
zu Recht riesengroß. Fakt
ist: die SPD hat am 10.11.
im Haushaltsausschuss
eine Aufstockung der Mittel
um 750.000 Euro bean-

Schwarz-Gelb spielt nationale
Minderheiten gegeneinander aus

- Fortsetzung von Seite 1 -

6. Die Bundesregierung
hinterlässt viele offene
Baustellen. Hatte Schwarz-
Gelb nicht so getan, als ob
Fehmarnbelt-Hinterlandan-
bindung und A20-Ausbau
mit Elbuntertunnelung ganz
einfach und schnell zu fi-
nanzieren sein würden? Auf
die Antwort hierzu haben
die Schleswig-Holsteiner
auch im Jahr 2010 vergeb-

lich gewartet.

Hatte Schwarz-Gelb nicht
mit voller Inbrunst die Bil-
dungsrepublik ausgerufen
und wollte Bund und Län-
der zu einer neuen Bil-
dungskooperation führen?
Auf ein neues Bund-Länder-
Programm für Schulsozial-
arbeit und gute Ganztags-
schule wartet Schleswig-
Holstein aber auch noch

immer vergebens.

Hatte Schwarz-Gelb nicht
die arbeitsmarktpolitischen
Maßnahmen und Angebote
effektiver und zielgenauer
machen wollen? Stattdes-
sen müssen die Arbeits-
agenturen im nächsten
Jahr mit deutlich weniger
Mitteln ihre schwierige Auf-
gabe von Vermittlung, För-
derung und Qualifizierung

leisten.

Fazit: Schwarz-Gelb im Jahr
2010 war gut für die Hote-
liers-Klientel, die Erben-
Klientel, die Atom-Klientel
und die Banken-Klientel.
Aber gute Klientelpolitik
muss noch nicht gut sein
für das Land. Wem das zu
schwarz-weiß gezeichnet
ist, wollen wir gern antwor-
ten: Aber schwarz-gelb ist

es doch ganz gewiss.

„Wenn der Bund und das Land weiterhin bei den Zuschüs-
sen für die Minderheiten kürzen, bleibt von der vielbesun-
genen deutsch-dänischen Minderheitenpolitik in wenigen
Jahren nur noch ein Schatten“, so hat die Vorsitzende der
SSW-Landtagsfraktion, Anke Spoorendonk, die radikalen
Kürzungen von Schwarz-Gelb in Berlin und Kiel kommen-
tiert. - Die Förderung der deutschen Minderheit in Däne-
mark und der dänischen Minderheit in Schleswig-Holstein
war in den vergangenen Monaten im Bundestag wie im
Landtag Gegenstand heftigster Diskussionen. Denn das
unsoziale Spardiktat von Schwarz-Gelb trifft die Minder-
heiten nicht nur „bis ins Mark“, es versucht sogar, sie ge-

geneinander aufzuwiegeln!
Bettina Hagedorn, MdB
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Was versetzt Dich in der
Adventszeit in Weih-

nachtsstimmung?

Bettina Hagedorn

Wenn ich – wie dieses Jahr
- mit meiner zweijährigen
Enkelin Leni am Advents-
sonntag im Garten einen
Schneemann bauen und
mit ihr auf dem Schlitten
durch verschneite Wälder
stapfen kann, wir uns hin-
terher zu Hause bei Tee,
Stollen und Kerzenlicht auf-
wärmen und zusammen
Weihnachtslieder singen –
dann kommt bei mir Weih-

nachtsstimmung auf.

Gabriele Hiller-Ohm

Mit Freunden nach einem
langen Spaziergang durch
verschneite Natur am knis-
ternden Kaminofen sitzen,
Marzipanstollen essen und

Weihnachtstee trinken.

Sönke Rix

Leuchtende Kinderaugen,
Weihnachten mit Rolf Zu-
ckowski, Spaziergänge im
Schnee und Gänsebraten

mit Rotkohl.

Ernst Dieter Rossmann

So richtig in Weihnachts-
stimmung komme ich im-
mer erst sehr spät. An den
zwei Tagen vor Heiligabend
sind unser Hochzeitstag
und der Geburtstag meiner
Frau und bei unseren ge-
meinsamen Unternehmun-
gen stimmen wir uns zu-
sammen auf das Weih-

nachtsfest ein.

Franz Thönnes

Glühwein, Reibepfannku-
chen und die CD von Nils
Landgren „Christmas with

my Friends“.

In den Sitzungswochen in Berlin jagt häufig von morgens
bis spät abends ein Termin den anderen und auch im
Wahlkreis sind besinnliche Momente im Dezember rar. Wir
wollten deshalb wissen: Wie und wobei kommen die Abge-

ordneten trotzdem in Weihnachtsstimmung?

Auf den Fotos sind Impressionen der Weihnachtsfeier der
Landesgruppe zu sehen. Kulinarisch waren wir in diesem
Jahr im Land des amtierenden Fußballweltmeisters zu
Gast. Also gab‘s Gambas statt Gans. Bleibt nur die Frage:
Was kommt bei unseren MdBs Heiligabend auf den Tisch?

Die Antworten finden Sie in der rechten Spalte.

Die Landesgruppe wünscht allen Leserinnen und Lesern
ein fröhliches Weihnachtsfest und einen guten Start ins

Jahr 2011!

Was kommt bei Dir und
Deiner Familie Heilig-

abend auf den Tisch?

Bettina Hagedorn

Am Heiligabend gibt es in
meiner Familie eigentlich
traditionell ein Fleischfon-
due – das garantiert ein
langes gemeinsames Essen
mit viel Zeit zum Klönen. In
diesem Jahr gibt es – mit
Rücksicht auf die Aufregung
meiner Enkelin Leni – ihr
Lieblingsessen: Brathähn-
chen (aus der Nachbar-
schaft unseres Dorfes), tra-
ditionell natürlich mit viel

selbstgemachtem Rotkohl.

Gabriele Hiller-Ohm

Vegetarisches Raclette.

Sönke Rix

Selbstgebackene Plätzchen
und abends bringt jeder
Gast was mit: Soljanka,
Würstchen, Kartoffelsalat

usw.

Ernst Dieter Rossmann

Das steht noch nicht fest,
weil wir dieses Jahr in Israel
sind. Ich bin gespannt, was

die Speisekarte hergibt.

Franz Thönnes

Tortellini in Brodo, Fränki-
sche gefüllte Ente mit Kar-
toffelklößen und Blaukraut,
Ziegenkäse in Blätterteig
auf Erdbeer-Rhabarber-

Sauce.

Ein weiteres Highlight der Weihnachtsfeier: Jana Steinert aus
dem Büro von Bettina Hagedorn glänzte mit einer täuschend
echten Imitation der Auftritte des von Sachkenntnis nur wenig
belasteten Verkehrsministers Ramsauer im Haushaltsaus-
schuss. Ähnlich unterbelichtet auch Familienministerin Schrö-
der, hier dargestellt von Thies Grothe, ebenfalls Büro Hagedorn.

Nach der letzten Abstimmung im Plenum um 20.20 Uhr war
endlich Zeit zum Klönen und Feiern. Hier zu sehen Franz Thön-
nes und Sönke Rix im Gespräch. Später um null Uhr ließen alle
mit einem Geburtstagsständchen unseren jüngsten Abgeordne-
ten hochleben: Prost Sönke!
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CCS-Pilotgesetz

„Ob in einem Land CO2 un-
ter der Erde verpresst und
gespeichert wird, muss poli-
tisch in dem jeweiligen Bun-
desland entschieden wer-
den!“ Diese klare Position
des SPD-Landesverbandes
Schleswig-Holstein vertra-
ten vehement die Mitglieder
der Landesgruppe bei ei-
nem Gespräch mit dem
stellvertretenden Fraktions-
vorsitzenden Ulrich Kelber

zum Thema CCS.

Der Fachpolitiker erklärte,
dass die SPD-Bundes-
tagsfraktion diese Forde-
rung für ein Pilotgesetz, das
die Erprobung der Techno-
logie regeln soll, unter-
stützt. Für ein im Fall der
erfolgreichen Erprobung zu
erarbeitendes CCS-Gesetz
hält er persönlich eine Län-
derklausel allerdings für

kontraproduktiv.

Ein neuer Entwurf aus dem
Hause Röttgen steht derzeit
noch aus. Die bisher vorge-
legten Gesetzentwürfe hät-
te die SPD-Fraktion aller-
dings abgelehnt. „Da sollte
nicht nur die Erprobung,
sondern auch gleich das
weitere Vorgehen festgelegt
werden. Ohne die Erkennt-
nisse aus der Erprobung ist
das mit uns nicht zu ma-

chen“, so Kelber. (nb)

Mehrgenerationenhäuser vor dem Aus?

weiterentwickeln – Präven-
tion stärker fördern“ in den
Deutschen Bundestag ein-

gebracht.

Damit verfolgen wir ein Kon-
zept unter dem Schwer-
punkt der Präventionsförde-
rung. Alle bestehenden
Mehrgenerationenhäuser
sollen in die Lage versetzt
werden, ihre Angebote ge-
zielt zu erweitern. Beste-
hende Kompetenzen und
Potenziale vor Ort sollen
damit gesichert werden. Wir
wollen, dass die Träger wei-
terhin alle Generationen
ansprechen und ihre eigens
gewählten Ausrichtung (z.B.
Kinderbetreuung, Familien-
bildung oder spezielle Ange-
bote für die ältere Generati-
on) umsetzen können. Ob
Kinder, Jugendliche, Famili-
en, Seniorinnen und Senio-
ren oder Menschen mit

Migrationshintergrund –
Prävention und Gesund-
heitsförderung sind für alle
Lebenslagen und in allen
Lebenslagen wichtig und
werden künftig noch an

Bedeutung gewinnen.

Eine Auflistung der bundes-
weit geförderten Mehrgene-
rationenhäuser steht im
Internet unter: http://
www.mehrgenerationenhae
user.de/coremedia/mgh/
de/__Downloads/Gesamt

liste__MGH__Juni10.pdf.
Sönke Rix

Die zuständige Bundesfami-
lienministerin Kristina
Schröder (CDU) verspricht
bisher vieles und hält we-
nig: Ein Anschlusskonzept
liegt noch immer nicht vor,
die Bundesregierung ver-
schläft die notwendigen
Anpassungen und riskiert
so das „Sterben“ von Mehr-
generationenhäusern, die
noch keine Anschlussfinan-

zierung haben.

Die SPD-Bundestagsfrak-
tion will verhindern, dass ab
Herbst 2011 die ersten
Häuser schließen müssen.
Gerade im Hinblick auf den
demographischen Wandel
ist eine Fortsetzung der
erfolgreichen Zusammenar-
beit von verschiedenen lo-
kalen Akteuren notwendig.
Deshalb hat sie kürzlich hat
den Antrag „Mehrgeneratio-
nenhäuser erhalten und

Die ostholsteinische Bun-
destagsabgeordnete und
stellv. haushaltspolitische
Sprecherin der SPD-
Bundestagsfraktion, Bettina
Hagedorn, reagiert erstaunt
und empört auf Äußerun-
gen von CDU-MdB Ingo Gä-
dechens in der Presse, mit
denen er suggeriert, CDU
und FDP hätten die Mittel
für die Städtebauförderung
im Bundeshaushalt 2011

erhöht.

Hagedorn: „Schwarz-Gelb
hat entgegen der Darstel-
lung von Herrn Gädechens
die Städtebauförderung im
Haushalt 2011 um 25 Pro-
zent gegenüber 2010 ge-
kürzt. Wie ein Blick in die

öffentlich zugänglichen Re-
gierungsentwürfe für den
Haushalt 2010 beweist,
standen im ersten Haus-
haltsentwurf von Peer
Steinbrück noch 686 Mio.
Euro für Städtebauförde-
rung im Etat. Dieser wurde
von CDU und FDP bereits im
März auf rund 600 Mio.
Euro und jetzt nochmals um
150 Mio. auf 455 Mio. ge-
kürzt. Die erneute Kürzung
geht überwiegend zulasten
des erfolgreichen Pro-
gramms „Soziale Stadt“,
das von 95 auf 28,5 Mio.
Euro zusammengestrichen
wird. Wer diesen Vorgang
als ‚Erhöhung‘ bezeichnet,
kann entweder nicht rech-
nen oder – noch schlimmer

Programm „Soziale Stadt“ um Millionen gekürzt
– belügt bewusst Bürgerin-
nen, Bürger und engagierte

Kommunalpolitiker!“

Richtig ist, dass Schwarz-
Gelb die Städtebauförde-
rung ursprünglich sogar auf
300 Mio. Euro halbieren
wollte und von diesem Plan
erst nach erbittertem Pro-
test nicht nur der SPD im
Haushaltsausschuss abge-

gangen ist.

Hagedorn: „Die Kürzung
des Programms „Soziale
Stadt“ ist vor allem eine
Katastrophe für Städte, die
sich gegen Ghettobildung
mit einer Kombination aus
baulichen und sozialpäda-
gogischen Maßnahmen

präventiv engagiert haben.“

Ab Herbst 2011 laufen die Fördermittel des Bundes für
das Aktionsprogramm Mehrgenerationenhäuser sukzessi-
ve aus. Derzeit werden in Schleswig-Holstein 16 Häuser
aus Mitteln des Bundes und teilweise aus ESF-Mitteln
gefördert. Die SPD-Bundestagsfraktion will verhindern,

dass Häuser schließen müssen.

Sönke Rix, MdB
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Traditionsschiffahrt in Gefahr Kahlschlag
bei der WSV

Im Oktober flatterte im
Haushaltsausschuss als
„Tischvorlage“ von CDU/
CSU und FDP ein für
13.000 Beschäftigte der
Wasser- und Schifffahrts-
verwaltung (WSV) folgen-
schwerer Beschlussvor-
schlag auf den Tisch, der
die radikale Umstrukturie-
rung und Reduzierung auf
eine „Gewährleistungsver-
waltung“ zum Ziel hat. De
facto soll die WSV zerschla-
gen, ihre Aufgaben künftig
zu 80 Prozent von privaten
Firmen erledigt werden.
Pikanterweise bezieht sich
Schwarz-Gelb mit diesem
Beschluss auf einen Bericht
aus dem Jahr 2001, dessen
Umsetzung wir Sozialdemo-
kraten bisher mit Verweis
auf die praktische Untaug-

lichkeit verhindert haben.
Der auf ihre „Kernauf-
gaben“ konzentrierten WSV
droht ein massiver Perso-
nalabbau bei den wichtigen
Aufgaben der Daseinsvor-
sorge für unsere Küsten
und Wasserstraßen im Nor-
den. Dem Beschluss haben
neben Schwarz-Gelb auch
die Linken und die Grünen
zugestimmt. Nur die SPD ist
gegen diesen Kahlschlag,
denn in den vergangenen
15 Jahren ist die WSV – seit
1998 unter SPD-Feder-
führung behutsam und im
engen Dialog mit Beschäf-
tigtenvertretern und Ge-
werkschaften - bereits mo-

dernisiert worden.
Auf einer Personalver-
sammlung der WSV am 16.
November in Kiel-Altenholz
habe ich als einzige Abge-
ordnete aus Bund und Land
den Beschäftigten Rede
und Antwort gestanden –
die Mitarbeiter können sich
auf die Unterstützung der
SPD in der Bundestagsfrak-
tion verlassen!

Bettina Hagedorn

Denn die Traditionssegler –
und damit auch die Muse-
umshäfen in Lübeck, Kiel,
Flensburg oder Büsum –
sind in Gefahr. Die Berufs-
genossenschaft Verkehr
(BG Verkehr), die zuständig
ist für die Vergabe von spe-
ziellen Sicherheitszeugnis-
sen für Traditionsschiffe,
fährt seit 2009 einen har-
ten Kurs und spricht den
Schiffen immer öfter den
Status eines Traditions-

schiffes ab. Die rigide Praxis
hat so bereits fast ein Zehn-
tel der rund 130 deutschen
Traditionsschiffe aus dem
Verkehr genommen. In Lü-
beck fielen der Kriegsfisch-
kutter „Sirius“ und die Ga-
leasse „Fridthjof“ diesem

Vorgehen zum Opfer.

Ohne Sicherheitszeugnis
aber ist der Fahrbetrieb für
mehr als zwölf Gäste verbo-
ten, die Schiffe können

dann kaum mehr unterhal-
ten werden. Das entschei-
dende Problem: Die BG Ver-
kehr legt die Sicherheits-
richtlinie für Traditionsschif-
fe unbegründet schärfer
aus. In dieser ist nicht ein-
deutig festgelegt, wann es
sich um ein Traditionsschiff
im historisch-kulturellen
Sinne handelt. Dabei hat
die Sicherheitsbehörde im
Gegensatz zu der früher für
die Überprüfung der Schiffe
zuständigen Gemeinsamen
Kommission für historische
Wasserfahrzeuge (GSHW)
nicht die Fachkompetenz,
um über die genauen histo-
risch-kulturellen Anforde-

rungen zu entscheiden.

Die Bundesregierung sieht
hier offensichtlich keinen
Handlungsbedarf, wie die
Antwort an die SPD-
Fraktion auf eine von mir
eingereichte Kleine Anfrage
zeigt (Bundestagsdruck-
sache 17/3332). Jetzt müs-
sen vor allem die Städte mit
Museumshäfen „Flagge
zeigen“ und die Bundesre-
gierung auffordern, wieder
eine verlässliche Vergabe
von Sicherheitszeugnissen
für die Traditionsschiffe zu

ermöglichen.
Gabriele Hiller-Ohm
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Am Mittwoch stand die Be-
willigung von zusätzlichen
7,8 Mio. Euro für die
Lotseinrichtungen auf der
Tagesordnung des Haus-
haltsausschusses. Die stv.
haushaltspolitische Spre-
cherin der SPD-Bundestags-
fraktion, Bettina Hagedorn,
nimmt die vom Verkehrsmi-
nisterium beantragte über-
planmäßige Ausgabe zu-
stimmend zur Kenntnis. Sie
hatte Ramsauer bereits am
23. November bei der Ple-
nardebatte zum Verkehrs-
haushalt 2011 mit einer

Zwischenfrage aufgefordert,
zur Unterfinanzierung und
zu den akuten Liquiditäts-
problemen der Lotseinrich-
tungen Stellung zu bezie-

hen.
Hagedorn: „Ich bin erleich-
tert, dass sich der Verkehrs-
minister auf Druck der SPD
endlich in Bewegung ge-
setzt hat, so dass die Arbeit
der Lotsbetriebsvereine mit
ihren 220 Mitarbeitern jetzt
wieder auf eine sichere fi-
nanzielle Grundlage gestellt
ist. Es bleibt trotzdem die
Frage, warum der Verkehrs-

minister erst dann reagiert,
wenn die Mitarbeiter des
Lotsenbetriebs an der Küs-
te bereits mit dem Rücken
an der Wand stehen, an-
statt professionell und sei-
ner Fürsorgepflicht als
Fachminister nachkom-
mend, der vorhersehbaren
Enge bei der Betriebskos-
tenausstattung rechtzeitig
entgegenzusteuern. Die im
Antrag vom Finanzministeri-
um genannten Gründe für
die überplanmäßige Ausga-
be sind ja nicht einfach vom

Himmel gefallen.“

7,8 Millionen mehr für Lotsenbetriebe

Das Traditionsschiff „Sirius“ aus Lübeck darf nicht mehr für den
Fahrbetrieb eingesetzt werden

Meer, Küste, Hafen – wer denkt da nicht sofort an die
schönen alten Segelschiffe, die in Schleswig-Holstein von
vielen Gästen bestaunt werden? Schifffahrt hat hier eine
lange Tradition, und das maritime Kulturerbe soll auch
entsprechend gepflegt werden. Allein im Lübecker Muse-
umshafen kann man 17 Segler anschauen und vor allem

auf Schnuppertour in See stechen – noch.
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Flexible Übergänge in den Ruhestand
sche Mehrheit, aber wir
machen deutlich, in welche

Richtung die SPD will.

In dem Antrag „Chancen für
die Teilhabe am Arbeitsle-
ben nutzen – Arbeitsbedin-
gungen verbessern – Ren-
tenzugang flexibilisie-
ren“ (Bundestagsdruck-
sache 17/3995) geht es

u. a. um diese Themen:

► Arbeitsplatzgestaltung,
die alternsgerecht und al-

tersgerecht ist,

► Rechtsanspruch auf Wei-
terbildungsberatung und

Weiterbildung,

► sozialer Arbeitsmarkt mit
sozialversicherungspflichti-
ger Beschäftigung für ältere

Arbeitnehmer,

► Teilrente ab dem vollen-
deten 60. Lebensjahr für
diejenigen, die zwar leis-
tungsgemindert sind, aber
keinen Anspruch auf Er-
werbsminderungsrente ha-

ben,

► die Fortsetzung der ge-
förderten Altersteilzeit und
die Neuschaffung einer
„Altersrente wegen Teilren-
tenbezug“ ab dem 60. Le-

bensjahr,

► rechtliche Voraussetzun-
gen, damit die Tarifpartner
gerade bei belastenden
Tätigkeiten durch Zusatz-
beiträge des Arbeitgebers
Abschläge bei einer vorzeiti-
gen Verrentung vermeiden

können.

„Die Chancen einer älter
werdenden Gesellschaft
nutzen“, so lautete der Titel
eines sozialpolitischen Leit-
antrages für den Parteitag
der SPD Schleswig-Holstein
vor der letzten Bundestags-
wahl. Eine Expertenarbeits-
gruppe um Hans-Peter Bar-
tels, Franz Thönnes, Wolf-
gang Baasch, Alfred Born-
halm, Gerwin Stöcken und
den damaligen DGB-Nord-
Vorsitzenden Peter
Deutschland formulierte
Initiativen für eine moderne

Politik des Älterwerdens.

Viele dieser Vorschläge fin-
den sich jetzt in Anträgen
der SPD-Bundestagsfrak-
tion wieder. Noch haben wir
dafür keine parlamentari-

Förderung der EU soll es
eine permanente Kooperati-
ons-Plattform für die Sozial-
partner, Regierungen und

Politiker bieten.

Franz Thönnes: „Ich freue
mich auf den Deutschen
Vorsitz des Ostseerates ab
dem 1. Juli 2011. Eine hohe

Grenzüberschreitenden sozialen Dialog fördern
politische deutsche Vertre-
tung auf der BSLN- Konfe-
renz im November 2011
wäre ein schöner Abschluss
für das Projekt und würde
eine solide Grundlage für
zukünftige Kooperationen
geben. Das Forum für sozia-
len Dialog in der Ostseeregi-
on könnte während des
Deutschen Vorsitzes offiziell

gegründet werden.”

Der BSLN-Lenkungskreis
wird zusammen mit einem
Leitungsteam und dem Ko-
ordinationsnetzwerk für
Forschungsaktivitäten als
Basis für das BSLN-Forum
dienen. Der Schwerpunkt
wird auf dem sozialem Dia-
log zu gemeinsam festge-
legten Herausforderungen
liegen. Das Forum wird als
Wissenspool für arbeits-
marktpolitische Themen in
der Region dienen sowie
zusätzlich benötigte Aktivi-

täten hierzu unterstützen.

Weitere Informationen gibt
es im Internet unter

www.bslabour.net.

Franz Thönnes ist als Ver-
treter der Baltic Sea Parlia-
mentary Conference (BSPC)
im Lenkungskreis eines der
Flagschiff-Projekte der EU-
Ostseestrategie: das
„Baltic Sea Labour Net-
work“ (BSLN), dessen Bil-
dung er vor zwei Jahren mit
gefördert und unterstützt
hat. Das Ziel der im BSLN
zusammengeschlossenen
Organisationen (u.a. DGB
Nord, Arbeitgeberverband
Nordmetall) ist es, mit 22
Partnern aus acht Ländern,
Strukturen für einen sozia-
len Dialog zwischen Unter-
nehmen und Gewerkschaf-
ten als Sozialpartner sowie
den jeweiligen Regierungen

in der Region aufzubauen.

Dazu gehören gemeinsame
Büros, Konferenzen und
Seminare, Umfragen sowie
Informations- und Ausbil-
dungseinrichtungen in
grenzüberschreitenden Ar-
beitsmärkten für Arbeitneh-
mer und Betriebe. Schwer-
punkt sind hier die balti-

schen Länder.

In dem Antrag „Potenziale
des Alters und des Alterns
stärken – Die Teilhabe der
älteren Generation durch
bürgerschaftliches Engage-
ment und Bildung för-
dern“ (Bundestagsdrucksac
he 17/2145) fordern wir u.

a.:
► Es sollen verstärkt beruf-
liche Auszeiten wie Sabbat-
jahre oder die Anhebung
von Altersgrenzen bei Wei-
terbildung und ehrenamtli-
chem Engagement unter-

stützt werden.
► Die generationsübergrei-
fenden Freiwilligendienste
sind auszuweiten und zu
verstetigen und soziale Un-
gleichheiten des Engage-

ments abzubauen.

Am 10. November 2010
traf sich der Lenkungskreis
in Hamburg und beschloss
zusammen mit dem DGB
Nord Vorsitzenden Uwe Pol-
kaehn die Gründung eines
„BSLN-Forums“, für die Ver-
tiefung des sozialen Dialo-
ges im Ostseeraum. Mit

Der Lenkungskreis des Baltic Sea Labour Networks besuchte
die Werft Blohm & Voss in Hamburg, ganz rechts Franz Thönnes



Gute Hochschulpolitik geht anders!

Zunächst hatte sie über
2.000 Studienplätze in Lü-
beck und Flensburg abbau-
en und die wichtige Medizi-
nerausbildung in Lübeck
abwickeln wollen. Der mas-
sive Protest in Lübeck und
quer durchs Land sowie das
Notgeld vom Bund brachten
die Landesregierung zur
Vernunft. Und dann wollte
sie auch noch 5.000 Stu-
dienanfängerplätze des
Hochschulpaktes an andere
Bundesländer verschenken.
„So ruiniert die Landesre-
gierung den Ruf des Hoch-
schulstandorts Schleswig-
Holstein endgültig und un-
widerruflich“, kommentiert
Rossmann diese hochschul-

politischen Amokläufe.

Der Abgeordnete weist dar-

auf hin, dass sogar Bundes-
bildungsministerin Schavan
entsprechende Pläne in Kiel
gerügt hatte. Nachdem die

Landesregierung jetzt in
letzter Minute von diesen
absurden Plänen abgerückt
ist, kommt auch in Schles-
wig-Holstein der Hochschul-
pakt II aus der Großen Koa-
lition zum Tragen, mit dem
von 2011 bis 2015 bundes-
weit 275.000 zusätzliche
Studienanfängerplätze fi-

nanziert werden.

Für Schleswig-Holstein be-
deutet dies die Einrichtung

Seite 7

- Bundestag direkt - Seite 7

Der Alptraum ist vorbei! Die Lan-
desregierung hat ihre Pläne, Studien-

plätze aus dem Hochschulpakt an andere
Bundesländer abzugeben, endlich verworfen!

Ernst Dieter Rossmann, bildungspolitischer Spre-
cher der SPD-Bundestagsfraktion und Sprecher der SPD-
Landesgruppe Schleswig-Holstein, fällt damit ein Stein
vom Herzen: „Die Landesregierung hat wiederholt hoch-

schulpolitisch grob fahrlässig gehandelt.“

von 9.700 zusätzlichen Stu-
dienanfängerplätzen bis
2015. Bund und Land in-
vestieren dafür jeweils 96
Mio. Euro. Hier 48 Mio. spa-
ren zu wollen, wäre nach
Ansicht von Rossmann sehr
töricht gewesen, weil ers-
tens damit dem Land die
48 Mio. des Bundes verlo-
ren gegangen wären und
zweitens hätte sich Schles-
wig-Holstein einmal mehr
der Verantwortung für die
notwendige akademische
Fachkräftequalifizierung
entzogen. Rossmann:
„Schleswig-Holstein darf
hier seine Pflichten nicht
auf andere Länder abladen,
sondern muss selbst aktiv
werden.“ Zumal Schleswig-
Holstein im Bundesver-
gleich sowieso viel zu wenig

Studienplätze anbietet.

Die SPD-Landesgruppe
Schleswig-Holstein plädiert
nicht nur für die uneinge-
schränkte Beteiligung des
Landes am Hochschulpakt
II, sondern wirbt auch für
eine faire Lösung bei den
Studienplätzen, die durch
den Wegfall der Wehrpflicht
kurzfristig in Schleswig-
Holstein fehlen werden.
Bundesweit werden diese
auf 54.000 hochgerechnet.
In Schleswig-Holstein wer-
den 1.500 zusätzliche Stu-
dierende durch den Wegfall
von Wehr- und Zivildienst
erwartet. Nachdem die Bun-
desregierung sich erst stur
stellen und die Länder mit
diesem Bedarf allein lassen
wollte, hat sie auf Druck der
Länder und der SPD kurz
vor Toresschluss doch noch
eingelenkt. Der Hochschul-
pakt II wird aufgestockt und
der Bund ist auch hier mit
50 Prozent dabei. Ross-
mann: „Schließlich dürfen
nicht die jungen Leute und
die Hochschulen die Leid-
tragenden der Bundeswehr-

reform sein.“

Standpunkt

der Beteiligungsmöglichkei-
ten wurden auch nicht auf-
gegriffen. Zentrale Proble-
me wie die Alterung der
Gesellschaft und die Integ-
ration von Bürgerinnen und
Bürgern mit Migrationshin-
tergrund werden kaum the-
matisiert. Welche Ziele jetzt
noch mit der nationalen
Engagementstrategie ver-
folgt werden sollen, bleibt
unklar. Schwarz-Gelb rennt
ohne Kompass. Um doch
noch Antworten auf drän-
gende Fragen zu bekom-
men, hat die SPD-
Bundestagsfraktion eine
Große Anfrage mit insge-

samt 70 Fragen gestellt.

Sönke Rix

Engagementpolitik ohne Kompass
Einen großen Wurf hatte
Schwarz-Gelb mit der
„Nationalen Engagement-
strategie“ versprochen: Ent-
scheidungen und Maßnah-
men, die Auswirkungen auf
das bürgerschaftliche Enga-
gement und auf das Ehren-
amt haben, sollten besser
miteinander abgestimmt
werden. Allerdings ist die
„Strategie“ zu einer Mogel-
packung verkommen. In-
haltlich ist sie nur noch eine
Aufzählung engagementpo-
litischer Maßnahmen der

einzelnen Ministerien.

Zur Vorbereitung der Enga-
gementstrategie wurde auf
Initiative der SPD das
„Nationale Forum für Enga-

gement und Partizipation“
ins Leben gerufen. Über
300 Experten haben daran
mitgewirkt. Nach Abschluss
der Arbeit wollte das Forum
den Stab weitergegeben,
aber die Bundesregierung
hat beim Wechsel gepatzt.
Sie hat die Vorschläge igno-
riert und weigert sich, die
Probleme aus der Praxis

wirklich anzugehen.

Schwarz-Gelb hat keine
Strategie zum Ausbau der
Freiwilligenagenturen, der
Selbsthilfeorganisationen
und anderer Anlaufstellen.
Die Vorschläge zum Zuwen-
dungsrecht, ein wichtiges
Thema für die Vereine und
Verbände, und zum Ausbau

14.000 Bürgerinnen und Bürger gingen am 16. Juni in Kiel ge-
gen die Bildungspolitik der Landesregierung auf die Straße.

Foto: SPD-Schleswig-Holstein
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Das jüngste Treffen fand
unter der Leitung von Uwe
Polkaehn, Bezirksvorsitzen-
der des DGB Nord und
Ernst Dieter Rossmann,
Sprecher der Landesgruppe
Schleswig-Holstein, im tradi-
tionsreichen Gewerk-
schaftshaus am Besenbin-
derhof in Hamburg statt. Es
brachte einmal mehr ganz
viel Übereinstimmung und
konkrete Verabredungen.
Rossmann: „Gemeinsam
kämpft es sich besser.“
Aktueller Schwerpunkt ist
hier der Schutz gegen Lohn-
dumping, das mit der Ar-
beitnehmerfreizügigkeit ab
Mai 2011 nicht wachsen
darf. Uwe Polkaehn:
„Schwarz-Gelb wartet schon
viel zu lange mit dem ge-

setzlichen Mindestlohn bei
Leiharbeit, mit Equal Pay für
gleiche Arbeit und dem Ver-
bot von Ausgründungen
zum Lohndumping im eige-

nen Bereich.“

Jutta Blankau von der IG-
Metall verwies auf Betriebe
wie die Kröger-Werft mit 40
Prozent Leiharbeit und Ab-
teilungen bei Air Bus mit bis
zu 70 Prozent. Blankau:
„Das ist Wahnsinn, für die
Beschäftigten und letztlich
auch für die Betriebe und
die langfristig gesicherte

Wertschöpfung.“

DGB, Einzelgewerkschaften
und SPD wollen deshalb
neben der Kampagne ge-
gen Leiharbeit auch die
Qualifizierung der Fachkräf-

te zum gemeinsamen The-
ma machen. Branchenkon-
ferenzen zu Pflege und zur
Metall– und Elektroindust-
rie sind hierzu in Vorberei-

tung. Das Fazit nach einem
langen, guten Gespräch:
Jetzt geht es von den ge-
meinsamen Inhalten zur

gemeinsamen Aktion!

Gewerkschafter und MdBs wollen gemeinsam aktiv werden

Jutta Blankau, Lydia Drenckhahn-Dempewolf, Uwe Polkaehn,
Gabriele Hiller--Ohm, Gisela Ohlemann, Hans-Peter Bartels,

Die Zusammenarbeit von Gewerkschaften und SPD-Abge-
ordneten im Norden ist sehr eng und gut. Zwei Mal im
Jahr gibt es ein Spitzentreffen von DGB-Bezirksvorstand
und den Nord-MdBs - im Sommer in Berlin, im Winter in

Hamburg.

Betriebsräte zu Gast bei der SPD-Bundestagsfraktion
„Für Vollbeschäftigung
kämpfen - für sichere und
gesunde Arbeit“ war das
Thema der Betriebsrätekon-
ferenz der SPD-Bundestags-
fraktion am 1. Dezember,
zu der die SH-MdBs Arbeit-
nehmervertreter aus ihren
Wahlkreisen eingeladen
hatten. Bettina Hagedorn
begrüßte Siegmund Neu-
mann (Fehmarn) und Joa-
chim Luplow (Heide); bei
Gabriele Hiller-Ohm waren

Rüdiger Maas, Harald
Struck, Hans-Georg Gres-
sing (Lübeck) und Ralf Jo-
hannesson (Groß Grönau)
zu Gast. Ernst Dieter Ross-
mann freute sich über den
Besuch von Volkert Baren,
Klaus Schomacker (Wedel)
u n d B i r g i t S c h ö p p
(Tornesch). Franz Thönnes
hatte Eva-Maria van Dros-
ten und Michaela Pommer
aus Bad Oldesloe nach Ber-

lin eingeladen.



Die Zukunft der Arbeit

Der Landesparteitag der SPD hatte im Februar im Antrag
„Identität und Weg ins nächste Jahrzehnt – Sozialdemo-
kratie in Schleswig-Holstein“ beschlossen, dass mit den
gesellschaftlichen Gruppen im Land ein Dialog zu ver-
schiedenen Themen unter der Überschrift „In welcher
Gesellschaft wollen wir morgen leben und arbeiten“
durchgeführt werden soll. Franz Thönnes hat hierzu eine
Diskussionsreihe entwickelt, in der er alle stv. Vorsitzen-

den der SPD-Bundestagsfraktion in den Wahlkreis einlädt.

Gemeinsam mit Hubertus Heil, Carsten Ludwig
(Bundesagentur für Arbeit), Michael Gräber (Wolfgang
Gräber Feinwerktechnik) und Melanie Meyer (DGB) disku-
tierte Thönnes im Dezember zum Thema „Zukunft der

Arbeit“.
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Fraktion vor Ort: Abgeordnete stellen sich der Diskussion

Mehr Anerkennung für Pflegekräfte

Der Atomausstieg ist in erster Linie eine Frage des politi-
schen Wollens und nicht des Könnens, darüber waren sich
die Teilnehmer einer Diskussionsrunde zum Thema Ener-
gieversorgung einig. Ernst Dieter Rossmann hatte den stv.
Vorsitzenden der SPD-Bundestagsfraktion Ulrich Kelber zu
diesem Thema nach Pinneberg eingeladen. Co-Referenten
waren Prof. Olaf Specht und der regionale IG-Metall Beauf-

tragte Uwe Zabel.

Im Mittelpunkt stand das Energiekonzept der Bundesregie-
rung, das auf einer Prognos-Studie fußt. „Da hat die Bun-
desregierung versucht, mit Biegen und Brechen die Inte-
ressen von Großkonzernen durchzuboxen. Zum Beispiel
unterstellt die Studie, dass die Leute bei Verlängerung der
AKW-Laufzeiten viel weniger Strom verbrauchen, als beim

Ausbau von erneuerbaren Energien“, sagte Kelber.

„Atomkraft ist Brücke in den GAU“

Was bleibt von der Bundeswehr?
Am 1.November 2010 diskutierten Hans-Peter Bartels,
Sönke Rix, Annette Langner und Hans-Jürgen Kreuzburg
in der Gaststätte „zum Prinzen” in Plön mit 80 interes-
sierten Gästen über die Zukunft der Bundeswehr und des
Zivildienstes.
Im Mittelpunkt der Veranstaltung im Betreuungswahl-
kreis von Hans-Peter Bartels standen die Perspektiven
der Plöner Bundeswehreinrichtungen sowie die Auswir-
kungen der anstehenden Reformen auf die Arbeitsmarkt-
situation und das Gewerbe des Kreises in dem Falle,

dass Einrichtungen geschlossen werden sollten.

Sönke Rix, Mitglied im Ausschuss Familien, Frauen, Senio-
ren und Jugend besuchte im November gemeinsam mit
Bürgermeister Jürgen Baasch (SPD) die Seniorenwohnan-
lage am Park in Gettorf.
Rix betonte die Bedeutung von ausreichend qualifiziertem
Personal im Pflegebereich: „Der Beruf von Pflegerinnen
und Pflegern muss deutlich besser anerkannt werden.“
Auf diesem Weg könnten auch mehr Auszubildende ge-
wonnen werden. Personalplanung sei einer der wichtigs-
ten Aspekte in diesem Bereich.



31.01.2011, 19 Uhr,
Kaltenkirchen:

Franz Thönnes lädt zu ei-
ner Fraktion-vor-Ort-Veran-
staltung zum Thema „Was
bleibt von der Bundes-
wehr“ in das Landhotel
Dreiklang ein. Referenten
sind u.a. der stv. verteidi-
gungspolitische Sprecher
der SPD-Bundestags-
fraktion Hans-Peter Bartels
und Korvettenkapitän
Frank Martin, Sprecher des
Wehrbereichskommandos
I Küste. Weitere Informatio-
nen und Anmeldung im
Wahlkreisbüro von Franz
Thönnes unter Telefon
04551/968383 oder buer-

gerbuero@thoennes.de.
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Jens-Volker Kronisch, Kom-
mandeur des Wehrbereichs
I Küste teil. Abgeordnete
und Vertreter der Bundes-
wehr waren sich darin einig,
dass die seitens der Regie-

rung erhofften Einsparun-
gen in Höhe von acht Milli-
arden Euro so schnell nicht
zu erreichen seien. Es sei
aber zu befürchten, dass
Schleswig-Holstein von der
Umstrukturierung beson-
ders betroffen sein wird, da
hier bundesweit die größte

Standortdichte herrscht.
Der stv. verteidigungspoliti-
sche Sprecher der SPD-
Bundestagsfraktion Hans-
Peter Bartels umriss die
Vorstellungen der SPD: Die
Sozialdemokraten befürwor-
ten eine Reduzierung der
Truppenstärke auf 200.000
Soldaten. Einsparungen
seien unter anderem durch
den Verzicht auf nukleare
Teilhabe und eine Verringe-
rung der Stablastigkeit mög-

lich.
Nach einem Mittagessen im
Offiziersheim des soge-
nannten Wohlfühlstandorts
Eutin setzte die Landes-
gruppe ihre Klausurtagung
mit internen Gesprächen in
der Gustav Heinemann Bil-

dungsstätte in Malente fort.

Bundeswehrreform: Sorge um Standorte in Schleswig-Holstein

Terrorwarnung – kein Staatsnotstand
Anders als vielfach ange-
nommen gibt es im Grund-
gesetz ein Notstandsrecht.
Danach „kann die Bundes-
regierung“ unter besonde-
ren Umständen „Streit-
kräfte zur Unterstützung der
Polizei und des Bundes-
grenzschutzes beim Schut-
ze von zivilen Objekten und
bei der Bekämpfung organi-
sierter und militärisch be-
waffneter Aufständischer
einsetzen.“ (Art. 87 a). Der
Einsatz der Bundeswehr im
Inneren wurde damit vor
mehr als 40 Jahren verfas-
sungsrechtlich geregelt.
Niemand muss heute so
tun, als ob es da eine Lücke
gebe.
Und niemals seither muss-
ten wir auf diese letzte Hilfe

zurückgreifen, auch nicht
auf dem Höhepunkt des
RAF-Terrors im Herbst

1977.

Wenn nicht eine Gefahr für
den „Bestand“ der Republik

(Art. 91) abzuwehren ist,
liegt das Gewaltmonopol im
Inneren allein bei der Poli-
zei. Dass dort mit der Be-
gründung „Haushalts-
konsolidierung“ von
Schwarz-Gelb in Ländern
und Bund gerade Personal
abgebaut wird, sollte nicht
zu einer Verfassungsfrage

umgedichtet werden.

Die Bundeswehr jedenfalls
taugt nicht als Lückenbü-
ßer: Nicht weil auch sie ge-
rade schrumpft, sondern
weil eine Anschlagswarnung
im Herbst 2010 kein Anlass
zur erstmaligen Ausrufung
des Staatsnotstands in

Deutschland ist.

Hans-Peter Bartels

Verteidigungsexperte Hans-
Peter Bartels, MdB

Wie sollte die Bundeswehr
in Zukunft aussehen? Wo
kann gespart werden? Die-
se Fragen standen im Mit-
telpunkt des Besuchs der
schleswig-holsteinischen

SPD-Bundestagsabgeordne-
ten in der Rettberg-Kaserne
in Eutin. An dem Gespräch
im Rahmen einer Klausurta-
gung der Landesgruppe
nahm auch Konteradmiral

Jens-Volker Kronisch, Bettina Hagedorn, Hans-Peter Bartels, Ernst Dieter Rossmann, Franz Thön-
nes und Gastgeber Oberstleutnant Matthias Henkelmann vor der Rettberg-Kaserne in Eutin


